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K l e i n e  A n f r a g e

der Abgeordneten Marlies Kohnle-Gros (CDU) 

Resolution des Stadtrates der Universitätsstadt Kaiserslautern vom 24. Oktober 2016

Der Rat der Stadt Kaiserslautern hat in seiner Sitzung am 24. Oktober 2016 mit breiter Mehrheit eine Resolution an die Landes-
regierung verabschiedet, die „sich für den Erhalt der bestehenden Einrichtungen und Leistungen in der Stadt ausspricht, die nach
geltendem Recht den sogenannten freien Selbstverwaltungsangelegenheiten zuzuordnen sind“. „Durch die Praxis der Kommunal-
aufsicht, den Etat der freien Selbstverwaltungsaufgaben statisch zu deckeln, sind im Rahmen der Daseinsvorsorge unverzichtbare
städtische Angebote und Leistungen jedoch in ihrem Bestand gefährdet“, heißt es in der Resolution. 
Ich frage die Landesregierung: 
1. Welchen Stellenwert misst sie dieser von SPD, CDU, BünDnIS 90/DIE GRünEn und FWG gefassten Resolution bei und

wie bewertet sie die inhaltlichen Forderungen in der Resolution?
2. Gab es bereits Gespräche mit der Stadtverwaltung und oder anderen Beteiligten über die Inhalte der Resolution? Wenn ja, mit

welchen (Zwischen-)Ergebnissen? Wenn nein, warum nicht?

Marlies Kohnle-Gros
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